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WISSENSCHAFT FÜR DIE PRAXIS

Theoretische Ansätze 
in der regionalen Wirtschaftspolitik
Hans-Rudolf Peters, Oldenburg

Bei der Analyse der praktizierten Wirtschaftspolitik in der Bundesrepublik Deutschland ist oft kaum zu 
erkennen, ob und gegebenenfalls inwieweit eine theoretische Fundierung hinter ihr steht. Dies gilt auch 
für die regionale Wirtschaftspolitik. Nach welchen regionaltheoretischen Ansätzen wurde und wird in 
der Bundesrepublik regionale Wirtschaftspolitik betrieben?

Nicht selten werden bei den Akteuren der 
Wirtschaftspolitik beträchtliche Theoriedefizite 

und Wissenslücken hinsichtlich empirischer For­
schungsergebnisse sichtbar oder vermutet. Viel­
fach neigen die Wirtschaftspolitiker im hektischen 
politischen Tagesgeschehen auch dazu, die bren­
nenden Probleme ohne zeitraubende Studien 
theoretischer Abhandlungen und abstrakter Mo­
delle pragmatisch anzugehen. Gelegentlich flüch­
ten sie sich auch in die Ausrede, daß die meisten 
wirtschaftswissenschaftlichen Theorien sowieso 
umstritten oder wenig praktikabel seien. Selbst 
dann, wenn die Wirtschaftspolitiker tatsächlich 
„theorieträchtige“ Maßnahmen treffen, können sie 
manchmal die wissenschaftlich-theoretische Basis 
ihres Handelns nicht recht deutlich machen. Dies 
liegt meist daran, daß sie oftmals Maßnahmen 
intuitiv ergreifen, ohne sich eines bestimmten 
Theorieanteils der gewählten Methode oder einer 
theoretisch voraussehbaren Wirkung eines Instru­
ments bewußt zu sein.

Auch in der regionalen Wirtschaftspolitik wird der 
theoretische Hintergrund nicht auf den ersten 
Blick sichtbar. Es müssen erst die Wurzeln der 
regionaltheoretischen Ansätze, denen die staat­
lichen Entscheidungsträger bei der Konzipierung 
ihrer Regionalpolitik bewußt oder unbewußt ver-

Prof. Dr. Hans-Rudolf Peters, 43, Ist Ordina­
rius für Wirtschaftspolitik an der Universität 
Oldenburg. Seine Spezialgebiete sind Struk­
turpolitik und Wirtschaftssystemtheorie.

haftet sind, freigelegt werden. Dann allerdings 
lassen sich einige wesentliche Stränge, die auf 
bestimmte Regionaltheorien zurückzuführen sind, 
erkennen. So sind in den Konzepten, nach denen 
in der Bundesrepublik Deutschland regionale 
Wirtschaftspolitik betrieben wurde bzw. noch ge­
macht wird, deutlich Aspekte der Theorie der zen­
tralen Orte in Verbindung mit der Theorie der 
Wachstumspole und der Economic-base-theory 
feststellbar.

Regionalpolitische Ausgangslage

Zum besseren Verständnis, warum gerade die 
vorgenannten theoretischen Elemente bewußt 
oder unbewußt angewandt worden sind, sei zu­
nächst die regionalpolitische Ausgangslage skiz­
ziert. Das Bundesgebiet ist ökonomisch nicht 
gleichmäßig entwickelt, sondern weist beträcht­
liche Unterschiede in den regionalen Arbeits- und 
Lebensbedingungen auf. Einigen Ballungsgebie­
ten von großer Wirtschafts- und Finanzkraft mit 
gut ausgebauter Infrastruktur stehen die vorwie­
gend wirtschaftsschwachen Agrarregionen mit 
mangelhaftem Infrastrukturausbau gegenüber.

In der Bundesrepublik Deutschland leben von 
den rund 60 Mill. Staatsbürgern mehr als die 
Hälfte auf nur etwa 7 %  der Fläche des Bundes­
gebietes in den großen Verdichtungsräumen, d. h. 
den Gebieten mit starker Verdichtung von Wohn- 
und Arbeitsstätten. Rund 20 Mill. Bundesbürger -  
ein Drittel der Bevölkerung also —  leben dagegen 
in Gebieten, die aufgrund ihrer Wirtschafts­
schwäche oder wegen schwerwiegender Struk­
turprobleme (z. B. industrielle Monostruktur) zu
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Fördergebieten erklärt worden sind. Die För­
dergebiete bedecken eine Fläche von nahezu 
60% des Bundesgebietes einschließlich Westberlin 
und schließen etwa 10 000 Gemeinden ein, von 
denen aber gegenwärtig nur 327 Schwerpunktorte 
gefördert werden.

Eine wesentliche Aufgabe der regionalen Wirt­
schaftspolitik ist es, die zurückgebliebenen Re­
gionen allmählich an die regionalen Standards 
der ökonomisch und infrastrukturell besser ent­
wickelten Regionen heranzuführen und dabei 
möglichst sich selbst nährende Entwicklungspro­
zesse in Gang zu setzen. Zur Erfüllung dieser 
Angleichungsfunktion, die mit der wachstums­
politischen Aufgabe der Erschließung des latent 
vorhandenen regionalen Entwicklungspotentials 
eng verbunden ist ’), sind Entwicklungsstrategien 
angewandt worden, die sich auf die vorgenannten 
Regionaltheorien stützen.

Schon an der regionalpolitischen Ausgangslage 
wird deutlich, daß etwa eine gleichmäßige inten­
sive Förderung von rund 10 000 Gemeinden inner­
halb einer solch ausgedehnten Fläche auf Dauer 
kaum finanziell tragbar und voraussichtlich auch 
wegen gegenseitiger Aufhebung der angestrebten 
Standortvorteile ineffektiv wäre. Die Regional­
struktur ließ es angebracht erscheinen, die be­
grenzten Förderungsmittel auf eine beschränkte 
Zahl entwicklungsfähiger Standorte zu konzen­
trieren. Dementsprechend erklärt sich auch der 
Rückgriff auf solche regionaltheoretischen An­
sätze, die auf die Entwicklungsfähigkeit von 
Standorten und dem Schwerpunktprinzip auf­
bauen.

Theorie der zentralen Orte

Das Fundament der Theorie der zentralen Orte 
legte Christaller bereits in den dreißiger Jahren. 
Für ihn lautete die zentrale Frage: Gibt es Ge­
setzmäßigkeiten, welche die Verbreitung und Ent­
wicklung von Orten mit zentralen Funktionen be­
stimmen?2) Er konzentriert seine Untersuchung 
auf Siedlungen mit städtischen Funktionen bzw. 
zentrale Orte, die Mittelpunkt ihrer ländlichen 
Umgebung sind und zentrale Funktionen im 
menschlichen Gemeinschaftsleben erfüllen. Zur 
Abgrenzung von den zentralen Orten unterschei­
det Christaller die „dispersen Orte“ , die nicht 
Mittelpunkt für ein Umland sind. Zentrale Güter 
und Dienstleistungen werden an einigen wenigen 
zentralen Orten produziert bzw. angeboten, um 
an vielen zerstreuten Orten verbraucht zu werden.

1) D ie R eg ion a lp o litik  hat in der Regel e ine  angleichungs- und 
eine  w achstum sorientierte  Z ielkom ponente. Vg l. Hans-Rudolf 
P e t e r s :  Regionale W irtsch aftsp o litik  und System -Ziel-Konfor- 
m ität. Veröffentlichungen der Akadem ie fü r Raumforschung und 
Landesplanung, B e iträge Bd. 7, Hannover 1971.

2) Vgl. W alter C h r i s t a l l e r :  D ie zentralen Orte In Süd­
deutschland, 1. A ufl., Jena 1933, und 2. unveränderte Aufl., Darm­
stadt 1968.

Dabei wird unterschieden zwischen Gütern höhe­
rer Ordnung, die nur an zentralen Orten höherer 
Ordnung produziert und/oder angeboten werden, 
und zentralen Gütern niederer Ordnung, die so­
wohl an zentralen Orten niederer Ordnung als 
auch an allen zentralen Orten höherer Ordnung 
zu haben sind.

Die Zentralität eines Ortes ergibt sich aus seinem 
„Bedeutungsüberschuß“ , den seine zentralen Ein­
richtungen (wie z. B. Krankenhäuser, Gymnasien, 
Theater sowie spezielle Handels- und Dienstlei­
stungsgewerbe) nach Abzug der von der Ortsbe­
völkerung beanspruchten Güter und Dienstleistun­
gen für die Versorgung des Umlandes haben. Ein 
hierarchisches System von zentralen Orten höhe­
rer und niederer Rangordnung bildet sich vor 
allem dadurch, daß die einzelnen zentralen Güter 
und Dienstleistungen unterschiedliche „Reichwei­
ten“ haben. Unter der Reichweite eines Gutes 
versteht Christaller die weiteste Entfernung, bis 
zu welcher die zerstreut wohnende Umlandbevöl­
kerung das in einem zentralen Ort angebotene 
zentrale Gut noch erwirbt. Dahinter steht etwa 
folgender Gedankengang: Die Umlandbewohner 
decken ihren täglichen Bedarf in der Regel am 
Wohnort oder im Unterzentrum, den gelegentli­
chen und gehobenen Bedarf dagegen manchmal 
im Mittelzentrum und den speziellen und luxuriö­
sen Bedarf oft im Oberzentrum.

Die Entwicklung zentraler Orte hängt wesentlich 
von dem Ertrag aus dem Verkauf der zentralen 
Güter ab. Ist das Nettoeinkommen der Bewohner 
zentraler Orte, die nach der Christallerschen 
Theorie ausschließlich vom Verkauf zentraler Gü­
ter leben, hoch, so sind die Bedingungen für eine 
Aufwärtsentwicklung des betreffenden zentralen 
Ortes gegeben. Sind die Erträge aus dem Verkauf 
zentraler Güter gering, so finden nur wenige Be­
wohner ein dürftiges Auskommen, und der zen­
trale Ort siecht dahin.

Berücksichtigung zentralörtlicher Aspekte

Die Theorie der zentralen Orte ist von ihrem Ur­
sprung her im Kern eine Standorttheorie des ter­
tiären Sektors. Ihre Ergebnisse lassen sich nicht 
ohne weiteres auf Industriestädte und die Stand­
ortstruktur des sekundären Sektors übertragen. 
Wäre es das Zentralproblem der regionalen Wirt­
schaftspolitik, die Bedarfsdeckungs- und Ein­
kaufsmöglichkeiten der Umlandbewohner zu ver­
bessern, so könnte an das zentralörtliche System 
Christallerscher Prägung angeknüpft werden. 
Aber auch im Zeichen des vorherrschenden Indu- 
strieansiedlungskonzeptes lassen sich durchaus 
einige Aspekte der klassischen Theorie zentraler 
Orte nutzbringend anwenden. So kann beispiels­
weise der notwendige „Bedeutungsüberschuß“
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bzw. Funktionsüberschuß zentraler Infrastruktur­
einrichtungen einer Stadt, der manchmal für die 
Industrieansiedlung im benachbarten Umland mit­
bestimmend ist, ermittelt werden.

Erstmals Bedeutung hat die Theorie der zentralen 
Orte in der Bundesrepublik Deutschland 1959 bei 
der Ausgestaltung des Entwicklungsprogramms 
für zentrale Orte in ländlichen schwachstrukturier­
ten Gebieten erlangt. Zweck des damaligen Pro­
gramms war es, bestimmte Klein- und Mittelstädte 
in Gebieten mit vorwiegend kleinbäuerlicher 
Agrarstruktur durch Förderung ihrer gewerblichen 
Entwicklung in die Lage zu versetzen, für die aus 
der Landwirtschaft ausscheidenden Arbeitskräfte 
Erwerbsmöglichkeiten zu schaffen. Damit sollte 
der Landflucht und dem Sog der Ballungsgebiete 
entgegengewirkt werden.

Innerhalb der förderungsbedürftigen Gebiete wur­
den entwicklungsfähige Klein- und Mittelstädte in 
etwa nach den Kriterien der zentralörtlichen Theo­
rie ausgewählt und zu sogenannten Bundesaus­
bauorten erklärt. Im einzelnen wurden dabei fol­
gende Auswahlkriterien zugrunde gelegt: Die 
Stadt mußte Mittelpunkt eines Gebietes sein, in 
dem ein Arbeitsplatzmangel, insbesondere für die 
aus der Landwirtschaft ausscheidenden Arbeits­
kräfte, herrschte. Die Verkehrslage der Stadt 
mußte so beschaffen sein, daß die Pendler aus 
dem Umland die städtischen Arbeitsplätze und 
Ausbildungsstätten in maximal einer Stunde An­
fahrtszeit erreichen konnten. Ferner mußten die 
in Frage kommenden Städte bereits über eine 
Mindestausstattung an Infrastruktur und gewisse 
ausbaufähige Ansatzpunkte für industrielle Er­
weiterungen und Ansiedlungen verfügen.

Die Nutzbarmachung der Theorie der zentralen 
Orte, die zu einer teilweisen Abkehr von der frü­
heren breit gestreuten Förderung nach dem Gieß­
kannenprinzip und zur Konzentration auf entwick­
lungsfähige (statt nur entwicklungsbedürftige) 
Zentren führte, brachte sichtbare Erfolge in der 
Industrieansiedlungspolitik. Schon nach einigen 
Jahren waren manche Bundesausbauorte so weit 
ökonomisch entwickelt, daß sich ein selbstnäh­
render Entwicklungsprozeß anbahnte und die För­
derungspräferenzen zum Teil herabgesetzt wer­
den konnten. Seitdem ist das Schwerpunktprinzip 
-  wenngleich nicht immer konsequent im stren­
gen Sinne zentralörtlicher Auswahlkriterien —  zu 
einem Grundpfeiler der regionalen Wirtschafts­
förderung in der Bundesrepublik Deutschland ge­
worden.

Theorie der Wachstumspole

Um ein angemessenes Wirtschaftswachstum zu er­
reichen, ist es bedeutungsvoll, wie die Produktiv­
kräfte im Raum verteilt sind. Je nach ihrer räum­
lichen Allokation tragen sie im unterschiedlichen

Maße zum Bruttosozialprodukt bei. Erfahrungs­
gemäß geht Wirtschaftswachstum räumlich zu­
meist von Wachstumspolen aus3), die sowohl in 
Form von Industriekomplexen als auch regiona­
len Agglomerationszentren auftreten. Motorische 
Kräfte, die den ökonomischen Entwicklungsprozeß 
vorantreiben, werden oft bei der räumlichen Kon­
zentration von Unternehmungen und Haushaltun­
gen freigesetzt4). Die Wachstumsimpulse können, 
dabei z. B. aus konzentrierter Nachfrage, Kosten­
senkung durch Agglomerationsvorteile oder aus 
wettbewerblich bedingtem Rationalisierungszwang 
herrühren.

Nach Buttler „ist gesamtwirtschaftliches Wachs­
tum das Ergebnis aufeinanderfolgender Entwick­
lungsschübe innerhalb sektoral/regional identi- 
fizierbarer Zusammenballungen wirtschaftlicher 
Aktivitäten (d. h. Entwicklungspolen), von denen 
aus Impulse zu Anpassungsbewegungen im übri­
gen gesamtwirtschaftlichen System diffundie­
ren“ 5). Dabei setzen sich sektorale Pole aus Bün­
deln von Branchenaktivitäten zusammen, die 
durch bedeutende Input-Output-Beziehungen ver­
flochten sind. Tendieren Elemente eines sektora­
len Pols zur nachbarschaftlichen Ansiedlung, so 
entsteht ein sektoral/regionaler Pol, der zumeist 
wegen ersparter Kommuniktionskosten zwischen 
sonst weiter.entfernten Polen stärker wachstums­
fördernd sein kann. Die Erfahrung zeigt, „daß 
der wirtschaftliche Fortschritt nicht überall zur 
gleichen Zeit auftritt und daß, wenn er einmal 
aufgetreten ist, mächtige Kräfte auf eine räum­
liche Konzentration des wirtschaftlichen Wachs­
tums um die ursprünglichen Ausgangspunkte hin­
wirken“ 6). Hirschman folgert daraus: „Wenn 
eine Volkswirtschaft höhere Einkommensniveaus 
erreichen will, so scheint es . . .  kaum zweifelhaft, 
daß sie zunächst in ihrem eigenen Bereich ein 
oder mehrere regionale wirtschaftliche Kraftzen­
tren entwickeln muß und wird. Dieses notwendige 
Auftreten von .Wachstumspunkten' oder ,Wachs- 
tumspolen' im Verlaufe des Entwicklungsprozes­
ses bedeutet, daß international und interregional 
ungleichmäßiges Wachstum eine unvermeidliche 
Begleiterscheinung und Bedingung des Wachs­
tums selbst ist.“ 7)

3) Vgl. F rançois P e r r o u x :  N oie sur la notion  de „pô le  de 
cro issance“ , in : Econom ie App liquée , 1955.

*) A lle rd in g s  is t der räum liche Konzentrationsprozeß häufig von 
e in e r Verschlechterung d er U m weltbedingungen beg le ite t. In 
d iesen Fällen e rg ib t sich ein Z ie lk o n flik t zw ischen der ange­
strebten Ste igerung des W irtschaftswachstum s und der Bewah­
rung bzw. Verbesserung der „Lebensqua litä t“ , der m eist nur im 
Kom prom ißwege durch Abstriche an beiden Z ie le rre ichungsgra­
den zu lösen ist. Vgl. Hans-R udolf P e t e r s :  Um weltschutz­
p o lit ik  —  e ine ordnungs- und s truk tu rpo litische  Aufgabe, in : 
S. K l a t t ,  M.  W i l l  m s  (Hrsg.): S trukturw andel und makro­
ökonom ische S teuerung, B erlin  1975, S. 119 ff.

5) Friedrich B u t t l e r :  Entw icklungspo le  und räum liches W irt­
schaftswachstum. Schriften zur angewandten W irtschaftsforschung, 
Bd. 30, Tübingen 1973, S. 4.

6) A lb e rt O. H i r s c h m a n :  Die S trateg ie  der w irtschaftlichen 
E ntw icklung, ökonom ische S tudien, Bd. 13, S tu ttgart 1967, S. 171 f.

7) Ebenda.
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Oskar Weggel

Das Außenhandelsrecht 
der Volksrepublik China

Das Außenhandelsrecht Chinas muß stets vo r dem H intergrund 
der b itteren Erfahrungen des Landes m it einem  Jahrhundert des 
„H a lbko lon ia lism us“ gesehen w erden. Es w ar aber n icht nur das 
Traum a der „U ngleichen Verträge", sondern auch d ie  Konfronta­
tio n  m it einem  im Zuge des Korea-Krieges gegen d ie  Vo lksrepu­
b lik  verhängten, fast zwei Jahrzehnte dauernden Embargos, d ie 
—  flan k ie rt von m aoistischen W irtschaftsgrundsätzen -  den Außen­
handel Chinas prägen.

Im e inzelnen sind d ie  Geschichte, der Aufgabenbereich, d ie  Orga­
n isa tionsstruktu r und d ie  Vertragspraxis des chinesischen Außen­
handels darzulegen.

Im V erlauf der Untersuchung g ilt  es eine Reihe in teressanter ju r i­
stischer Fragen zu beantw orten, w ie  sie In der westlichen Außen­
hande lsstruktur sonst n icht auftauchen. W elchen Einfluß üben 
beisp ie lsw eise d ie  P lanungsbehörden auf den Außenhandel aus? 
W elche rechtliche Position nehmen d ie  staatlichen Außenhandels­
gesellschaften e in? W er haftet, wenn e ine Außenhandelsgesell­
schaft vom A ußenm in isterium  keine G enehm igung fü r ein bestim m ­
tes, bere its abgeschlossenes Rechtsgeschäft e rhä lt?  Oder fa lls  
Parteiorgane aus „p o litischen“ Erwägungen heraus in tervenieren?

Im Zusamm enhang m it der Vertragspraxis is t u. a. auf d ie  Ver­
zahnung von Rechtsgeschäften im B innen- und im Außenhandels­
bereich einzugehen. Schwierige Fragen ergeben sich u. a. bei den 
Zah lungsm odalitäten , vo r a llem  im A kkreditivbere ich , ü be ra ll läßt 
sich h ie r beobachten, daß China se ine G eschäftspartner zu asym­
m etrischen Verträgen veranlaßt, insofern es aus seinem  —  h is to ­
risch und ideo logisch  m otiv ierten —  Schutzbedürfn is heraus dem 
Außenhandelspartner m eist wesentlich strengere B indungen zu­
mutet a ls sich se lbst. D ies w ird  besonders deutlich, wenn man d ie 
Kauf- und Verkauf-S tandardverträge der Außenhandelsgesellschaf­
ten, von denen e in ig e  v o ll Im W ortlau t w iedergegeben werden, 
m ite inander vergle icht.

Auch den „besonderen Schuldverhältn issen '' w ird  e in  eigenes 
Kapite l e ingeräum t: Zu untersuchen sind h ie r u. a. Tauschverträge, 
Patentabm achungen, W erk- und D ienstverträge, K reditverträge so­
w ie M ie t- und Pachtverhältnisse.

A bgerundet w ird  d ie  D arstellung noch durch Ausführungen über 
das chinesische Messewesen sow ie über das A rb itrageverfahren.

1976, 493 Seiten, 15,3x22,7 cm, Salesta geb., 118,—  DM 

Band 7

Völkerrecht und in te rnationa les W irtschaftsrecht 

Herausgegeben von Professor Dr. Ignaz Seid l-H ohenveldern

Nomos Verlagsgesellschaft 
7570 Baden-Baden * Postfach 610

Die Theorie der Wachstumspole geht von einem 
sektoral und regional ungleichgewichtigen Wirt­
schaftswachstum aus. Die wachstumspolitische 
Schlußfolgerung daraus lautet jedoch nicht, die 
Ungleichgewichte zu verstärken, sondern es wird 
im Gegenteil empfohlen, gegengewichtige Zen­
tren zu schaffen. In der regionalpolitischen Praxis 
wird dementsprechend die „dezentrale Konzen­
tration“ gefordert.

Aus der Beobachtung, daß ökonomisches Wachs­
tum meist von städtischen Zentren ausgeht, rückt 
das Problem der optimalen Stadtgröße insbeson­
dere wegen der sozialen Kosten der Agglomera­
tion ins Blickfeld. Hypothetisch wird davon ausge­
gangen, daß die zusätzlichen Infrastrukturinvesti­
tionen für Ansiedlungen von Wirtschaftsunterneh­
men mit wachsender Stadtgröße zunächst ab- und 
dann zunehmen. Empirische Untersuchungen un­
ter Federführung des Stanford Research Institute 
von 1968, die Buttler anführt8), haben sinkende 
soziale Grenzkosten bis zu einer Stadtgröße zwi­
schen 130000 und 323000 Einwohnern festgestellt. 
Demgegenüber ist nicht nachgewiesen worden, 
daß ab einer bestimmten Stadtgröße steigende 
Grenzkosten entstanden sind. Nach den empiri­
schen Studien kann somit „die These der Über­
urbanisierung nicht als hinreichend falsifiziert 
gelten“ , wohl aber ist der Schluß berechtigt, „daß 
erst ab einer bestimmten minimalen Stadtgröße 
das Agglomerationskosten-/nutzenoptimum er­
reicht werden kann“ 9).

Staatliche Regionalförderungspolitik

Bei der Ausprägung des Schwerpunktkonzeptes 
der regionalen Wirtschaftsförderung in der Bun­
desrepublik Deutschland hat zweifellos die Theo­
rie der Wachstumspole Pate gestanden. Seit 1969 
betreiben Bund und Länder regionale Wirtschafts­
politik gemeinsam in Form regionaler Aktions­
programme, die seit 1972 in den jährlich fortge­
schriebenen Rahmenplänen der Gemeinschafts­
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt­
schaftsstruktur“ 10) verankert sind. Innerhalb der 
Gebiete der 21 regionalen Aktionsprogramme 
wird die Förderung auf gegenwärtig 327 Schwer­
punkte von mindestens 20000 Einwohnern im 
Einzugsgebiet konzentriert. Von den Schwer­
punktorten, die als Kristallisationskerne für die

8) Vg l. Friedrich B u t t l e r ,  a. a.  O. ,  S.  83 f.

5) Friedrich B u t t l e r ,  a.  a. O. ,  S.  84.

10) G egenw ärtig g ilt  der fünfte  Rahm enplan fü r den Zeitraum  
1976 b is  1979. Darin w erden a ls P lanzie le  angestrebt, m it Investi­
tion sh ilfe n  430 800 neue A rbeitsp lä tze  zu schaffen und 177 700 
bere its bestehende A rbeitsp lä tze  sichern zu helfen. Zur Errei­
chung d ieser Z ie le  so llen  im P lanungszeitraum  private Investi­
tionen in Höhe von rund 37,2 M rd. DM gefö rde rt w erden. Bund 
und Länder s te llen  im  Rahmen d er G em einschaftsaufgabe für 
diesen Zweck F inanzierungshilfen von insgesam t 1 M rd. DM aus 
Ihren Budgets zur Verfügung. Außerdem so lle n  den s teuerpflich ti­
gen Unternehm en Investitionszulagen in Höhe von rund 2,7 Mrd. 
DM gew ährt werden, d ie  in e inem  förderungsbedürftigen  Gebiet 
e ine gew erb liche  Betriebsstä tte  e rrichten oder erw eitern.
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Wirtschaftsentwicklung ihres Umlandes angese­
hen werden, erhalten einige „übergeordnete 
Schwerpunkte“ , die besondere Ausstrahlungskraft 
für die Entwicklung einer Region haben, eine 
erhöhte Förderung.

Das gestaffelte Förderungssystem sieht bei Schaf­
fung neuer Arbeitsplätze Investitionshilfen an ge­
werbliche Produktionsbetriebe in Schwerpunkt­
orten in Höhe bis zu 15%  und in übergeordneten 
Schwerpunktorten bis zu 20%  bzw. —  wenn die 
übergeordneten Schwerpunktorte im Grenzgebiet 
zur DDR liegen —  sogar in Höhe bis zu 25%  der 
gesamten Investitionskosten vor. Ferner erhalten 
Gemeinden und Gemeindeverbände Zuschüsse 
zur Deckung der Kosten wirtschaftsnaher Infra­
strukturinvestitionen (z. B. für die Erschließung 
von Industriegelände, Anlagen der Wasserversor­
gung oder Ausbau von Ausbildungsstätten für 
Arbeitskräfte der gewerblichen Wirtschaft). Der 
Schwerpunkt der staatlichen Regionalförderung 
liegt bei den Investitionshilfen an gewerbliche 
Produktionsbetriebe, während der Bezuschussung 
von Projekten der wirtschaftsnahen Infrastruktur 
nur eine ergänzende Funktion zugemessen 
wird ").

Es ist mehr als zweifelhaft, daß alle 327 Schwer­
punktorte tatsächlich die Voraussetzungen von 
Entwicklungspolen erfüllen. Mancher Schwer­
punktort dürfte entwicklungsmäßig ein Leichtge­
wicht sein, das lediglich aus Gründen der kom­
munalen Kirchturmpolitik und des Landespre­
stiges zu einem entwicklungspolitischen Schwer­
gewicht hochstilisiert worden ist. Sicherlich ist 
nach den erwähnten empirischen Untersuchungen 
über die optimale Stadtgröße die Festsetzung 
einer Mindestgröße von nur 20 000 Einwohnern 
im Einzugsgebiet der Schwerpunktorte bei weitem 
zu niedrig, und zwar insbesondere im Hinblick 
auf die notwendige Verstärkung des gesamten 
(also nicht nur des wirtschaftsnahen) Infrastruk- 
turausbaus. Bei der Massierung von Schwerpunkt­
orten in einigen Fördergebieten besteht die Ge­
fahr, daß sich die beabsichtigten Standortpräfe­
renzen gegenseitig aufheben.

Economic-base-theory

Die Economic-base-theory, die im angelsächsi­
schen Sprachraum ein fester Bestandteil der re­
gionalen Wachstumstheorie ist, geht von folgen­
den Annahmen aus: In einer Region lassen sich 
regelmäßig zwei einkommenschaffende Bereiche 
finden, und zwar zum einen derjenige Leistungs­
bereich, der Güter und Dienstleistungen nur für 
den eigenen lokalen bzw. innerregionalen Markt 
schafft, und zum anderen derjenige Leistungsbe-

” ) Nach dem fünften  Rahm enplan so ll d e r Ausbau der w ir t­
schaftsnahen In frastruktu r m it einem Investitionsvolum en von rd. 
2,4 Mrd. DM gefö rdert werden.

reich, der Güter und Leistungen für den außer­
regionalen Absatz erzeugt. Nach dem Economic- 
base-Konzept kommt den über die eigenen Re­
gionsgrenzen hinausreichenden Exportaktivitäten 
die Basisfunktion für die Entwicklung der Region 
zu, weil die Exportströme aus diesem dynami­
schen Leistungsbereich zusätzliche Einkommens­
ströme in die Region bringen und die Vorausset­
zungen für die Entfaltung der Wachstumskräfte 
entscheidend verbessern.

Regionalpolitisch wird daraus gefolgert, daß vor 
allem die exportorientierten, d. h. die absatz­
mäßig über die Grenzen der Region hinausgehen­
den Aktivitäten gefördert werden müssen. Von 
der Stimulierung der fernabsatzorientierten Akti­
vitäten (basic, primäre Aktivitäten) werden Aus­
strahlungen. auch auf die lokalen Wirtschafts­
kräfte (nonbasic, sekundäre Aktivitäten) erwartet. 
Es wird davon ausgegangen, daß die Schaffung 
industrieller Arbeitsplätze in fernabsatzorientier­
ten Branchen quasi automatisch die Erweiterung 
des lokalen Dienstleistungsgewerbes nach sich 
zieht.

Das hat die staatlichen Instanzen in der Bundes­
republik Deutschland bewogen, regionale Inve­
stitionshilfen fast ausschließlich Produktionsbe­
trieben mit Fernabsatz und Fremdenverkehrsbe­
trieben zukömmen zu lassen und die anderen 
Dienstleistungsbetriebe, die vielfach nur Leistun­
gen für den lokalen bzw. innerregionalen Markt 
erzeugen, aus der Förderung auszuklammern. 
Erst in jüngster Zeit sind weitere Förderungs­
möglichkeiten in selektiver Weise für den tertiä­
ren Sektor eröffnet worden, indem einige fern­
absatzorientierte Handels- und Dienstleistungs­
bereiche —  wie Versandhandelsbetriebe, Import- 
Export-Handelsbetriebe, Hauptverwaltungen des 
Bank-, Kredit- und Versicherungsgewerbes, Buch­
verlage und Hersteller von soft-ware für die Da­
tenverarbeitung —  bei der Vergabe der regionalen 
Förderungsmittel bedacht werden.

Unterschätzung der regionseigenen Kräfte

In den Förderungsbedingungen ist festgelegt, daß 
mit Mitteln der Gemeinschaftsaufgabe nur „volks­
wirtschaftlich besonders förderungswürdige Inve­
stitionen“ gefördert werden dürfen. Die Voraus­
setzung der volkswirtschaftlich besonderen För­
derungswürdigkeit von Investitionen wird dann 
als gegeben angesehen, wenn die Investitions­
projekte einen Primäreffekt im Sinne der Eco- 
nomic-base-theory aufweisen. Dieser Primäreffekt 
wird unterstellt, wenn die Investition geeignet ist, 
durch Erschließung zusätzlicher Einkommensquel­
len das Gesamteinkommen in der Förderregion 
direkt und dauerhaft nicht unwesentlich zu erhö­
hen, was regelmäßig bei Betrieben mit überregio­
nalem Absatz angenommen wird.
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Ein Förderungskonzept, das sich so eng an das 
Economic-base-Konzept anlehnt, läuft Gefahr, 
die in den Förderregionen selbst latent vorhan­
denen Wachstumskräfte und Entwicklungsdeter­
minanten zu vernachlässigen. Trifft es wirklich zu, 
daß regionales Wirtschaftswachstum ausschließ­
lich von der regionsexternen Nachfrage nach Gü­
tern der Förderregion abhängt? Kann ein einkom­
mensmäßiger Multiplikatorprozeß, dessen Wir­
kung ohne jeweils neue Impulse im Zeitverlauf 
abnimmt, nur durch überregionalen Absatz in 
Gang gesetzt werden?

Schmidt, der begründete Zweifel an der aus­
schließlichen regionalen Wachstumsbezogenheit 
von Produktionsbetrieben mit Fernabsatz anmel­
det, zeigt, daß in einer geschlossenen Region re­
gionales Wirtschaftswachstum auch ohne inter­
regionale Arbeitsteilung allein durch Veränderung 
der Wachstumsdeterminanten innerhalb der be­
trachteten Region möglich is t12). Damit ist zwar 
nicht die These erschüttert, daß durch Förderung 
von fernabsatzorientierten Wirtschaftszweigen das 
regionale Einkommen erhöht werden kann, aber 
es ist nachgewiesen, daß die Verstärkung der 
interregionalen Arbeitsteilung nicht die einzige 
Möglichkeit zur Erhöhung der Einkommen und 
des Lebensstandards in einer Region ist. Es kann 
regionalpolitisch durchaus zweckmäßig sein, die 
intraregionale Arbeitsteilung z. B. dann zu verstär­
ken, wenn infolge unverhältnismäßig hoher Trans­
portkosten bei der Rohstoffbeschaffung und dem 
Warenabsatz eine interregionale Arbeitsteilung 
kaum möglich ist. Eine auf Dauer angelegte In­
tensivierung der Arbeitsteilung innerhalb der 
Region kann einen intraregionalen Multiplikator­
prozeß in Gang bringen, der zu einer fühlbaren 
Verbesserung der Einkommenssituation der Be­
völkerung der betreffenden Region führen kann.

Die Regionaltheorien helfen den staatlichen Ent­
scheidungsträgern nicht bei der Lösung des Zen­
tralproblems der regionalen Wirtschaftsförderung, 
das in der Fragwürdigkeit und Ungewißheit be­

steht, ob und inwieweit den Investitionssubventio­
nen überhaupt ein Lenkungseffekt zukommt. Die 
politisch-staatlichen Instanzen gehen davon aus, 
daß sie Unternehmungen durch Investitionszu­
schüsse dazu veranlassen können, sich an den 
staatlicherseits ausgewählten Förderorten anzu­
siedeln oder dort Betriebserweiterungen vorzu­
nehmen. Diese Strategie steht und fällt also mit 
dem jeweiligen Stellenwert, den die Unternehmen 
der einmaligen Investitionssubvention bei ihrer 
Standortentscheidung bzw. ihren Betriebserwei­
terungsplänen zumessen.

Empirische Analysen über die Standortwahl von 
Industriebetrieben, die im Auftrag des Bundes­
ministeriums für Arbeit und Sozialordnung durch­
geführt worden sind 13), und signifikante Betriebs- 
erweiterungs- und Ansiedlungsfälle in bestimm­
ten Fördergebieten deuten darauf hin, daß für die 
Standortentscheidung von Unternehmern andere 
Faktoren, wie z. B. das Vorhandensein qualifizier­
ter Arbeitskräfte und eine gut ausgebaute Infra­
struktur, wichtiger als die einmalige Investitions­
subvention gewesen sind. Manches spricht also 
dafür, daß die regionale Wirtschaftspolitik viel­
fach Investitionen subventioniert hat, die sowieso 
in dem betreffenden Fördergebiet oder den 
Schwerpunktorten geplant waren und auch ohne 
Staatshilfe verwirklicht worden wären. Es kann 
nicht ausgeschlossen werden, daß die regionale 
Wirtschaftspolitik —  sicherlich ohne es zu wollen 
—  teilweise zu einer künstlichen Gewinn- und 
Dividendenaufbesserungspolitik degeneriert ist 
und damit dem Ziel einer Verbesserung der Ver­
teilungsgerechtigkeit diametral entgegenwirkt.

>2) Vgl. Karl-H einz S c h m i d t :  R e g io n a lp o lit ik  und Betriebs­
größenstruktur unter besonderer Berücksichtigung des Hand­
werks. G ö ttin g er H andw erksw irtschaftliche S tudien, Heft 17, Göt­
tingen  1970, S. 275 ff.
13) Vgl. B u n d e s m i n i s t e r i u m  f ü r  A r b e i t  u n d  S o ­
z i a l o r d n u n g  (Hrsg.): Die S tandortwahl der Industriebe­
trieb e  in der Bundesrepub lik  D eutschland. Verlagerte, neuerrich­
tete und s tillg e le g te  In dustriebetriebe  in den Jahren 1966 und 
1967, Bonn 1968; d a s s . :  Die S tandortwahl der Industriebetriebe 
in der Bundesrepub lik  Deutschland. Verlagerte, neuerrichtete und 
s tillg e le g te  Industriebetriebe  in den Jahren 1968 und 1969, Bonn 
1971.
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